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Zeitun 


Expedition: Herkenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 31. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Paris, 30. Juli Morgens. Nach hier eingetroffenen Berichten 
aus Veracruz vom 1. d. Mts. war der Geſundheitszuſtand auf der 
Flotte befriedigend. Zugleich iſt ein Bericht des Generals Lorencez 
vom 24. v. M. über die Kämpfe vom 13. und 14. Juni eingegan⸗ 
gen. Das Reſultat dieſer Kämpfe war der Rückzug der merikaniſchen 
Armee. Der Geſundheitszuſtand der Truppen iſt gut, der Geiſt vor⸗ 
trefflich. ; 
Trebinje, 29. Juli. Heute Morgen wurde die in Zubzi be: 
findliche Türkenmiliz von den Inſurgenten angegriffen. Alle waffenfä⸗ 
digen Trebinjaner eilten dahin. Der Kampf dauert bei lebhaftem 

Feuer zur Zeit noch fort. 
TE e Bil 
ien.] Nachdem alle Poſitionen 5 
pen genommen waren, haben wir am Freliag, 25 Juli den Feind wit gur 
em Verluſt aus Drialufa und den benachbarten Dörfern verjagt. Das 
orf und der Palaſt Mirkos wurden zerſtört. Heute beginnen die direkten 
perationen gegen Cettinje, der demoraliſirte Feind hält ſich faſt nicht mehr. 


Preuſſe n. 


Landtags = Verhandlungen. 

= Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (30, Juli). 
räſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. — Die Tribünen 
find ſpärlich beſetzt. — Am Piniitertiice: Finanzminister v. d. Heydt, 
i — Graf zur Lippe, Miniſter des Innern v. Jagow, ſpäter Graf 
Die geſtern abgebrochene Budgetberathung wird ſortgeſetz. Bei dem 
Etat des Büreau's des Staatsminiſteriums Rur 1863 1 das Wort 
der Commiſſion (Streichung 


Abo, Dr. Becker (Dortmund): Der Antrag 
es Preßfonds um vollen Betrage) ſei inſoweit gerechtfertigt, als er dem Mi⸗ 
niſterium das lüßtrauen des Hauſes zu verſtehen gebe. Aber die Gegen⸗ 
fübe, welche zwiſchen dem Hauſe und dem Miniſterium beſtänden, würden 
urch Streichungen bei dieſem Gegenſtande nicht ausgekämpft werden. Im 
tat gebe es noch viele geheime Fonds; wenn man die Mittel für die 
„Sternztg, zu dieſen rechne, jo möge man wenigſtens bei Reviſion der 
Fonds nict den Anfang mit der ungefährlichſten Verwendung machen, und 
Di freie Preſſe ſei ſelbſt bei dem Fortbeſtande der „Sternzeitung“ intereſſirt. 
m Uebelſtände, welche an jeder of e haften, ſeien unverkennbar, 
25 er man müſſe unterſuchen, ob ſie im Weſen der Preſſe, oder anderswo 
8 urzelten. Das Officium, welches die Regierungspreſſe bei uns verrichte, 
errichte ſie bei einer Regierung, die noch eine überwiegend büreaukratiſche 
lerarchie ſei. Was an der oberiten Spitze als Wunſch ausgeſprochen würde, 
3 als donnernder Befehl zu der Schicht, die den Wunſch beachten ſolle. 
Vapon jeien die Wahlerlaſſe redende Zeugen, und edenſo die offiziöſen Artitel 
d. der Tagespreſſe; je weiter nach unten, deſto ſchriller und praller würden 
ge Aeußerungen, und den Vorwurf dafür mache die öffentliche Meinung der 
egterung. Daß man unwillkürlich in Irrthümer gerathe, ſei unvermeidlich; 
9 habe er geglaubt, da ein Artikel des pyritzer Wochenblattes denſelben Ge⸗ 
anken habe, der ſich durch zwei Leitartikel der „Sternzeitung“ (Nr. 248 u. 
253) ziehe, dieſen Gedanken auf dieſelbe Quelle zurückführen zu müſſen, ob⸗ 
15 in Wirklichkeit das Kreisblatt nur aus der feudalen Correſpondenz ges 
bort habe. Ein zweiter Uebelſtand ſei, daß die offiziöfe Preſſe nicht bloß 
benutzt werde, die Meinung der Regierung auszuſprechen, ſondern auch eine 
genannte öffentliche Meinung im Lande zu machen durch Einſendung von 
1 n in die Provinzialpreſſe und demnächſtige Reproduktion derſelben, 
ka angeblicher Stimmen aus der Provinz. Gegen dieſes Unweſen zu 
mpfen, ſei Sache der freien Preſſe und wenn es ein Feld gebe, wo das 
iniſterium noch ein Sieger geblieben, fo ſei es das der Preſſe, und die 
freie Preſſe werde auch künftig, wenn die miniſteriellen Organe zu fälſchen 
verſuchen ſollten, ihr ſchon ie die Finger klopfen. h 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Er könne nur wiederholt bitten, die in 
dem Etat pro 1863 ausgeworfene Summe unverkürzt zu bewilligen, ſo wie 
er bedauern müſſe, daß die Summe für 1862 nicht bewilligt ſei, umſomehr, 
als ſchon jetzt eine größere Summe für 1862 verausgabt ſei und die Regie⸗ 
tung ſich ungeachtet des Beſchluſſes des Hauſes der Pflicht nicht entziehen 
könne, die Zahlungen zu leiſten, welche im Intereſſe der Verwaltung uner⸗ 
läßlich ſeien. Die Regierung werde durch den Beſchluß des Hauſes in die 
Verle enheit geſetzt, die Ausgaben als Etatsüberſchreitungen anzuſetzen, de⸗ 
ren Genehmigung dann gar nicht ausbleiben könne, weil es ſich um Erfül⸗ 
lung beſtehender Verpflichtungen handle. Ob dies dem Intereſſe des Landes 
entſpreche, ſtelle er dem Ermeſſen des Hauſes anheim. Für das Jahr 1863 
werde ebenſo verfahren werden müfjen, wie er hier ausdrüdlich erkläre, und 
er könne deshalb nur den dringenden Wunſch ausſprechen, daß das Haus 
auf die Erklärungen der Regierung Rückſicht nehmen möge. Er glaube nicht, 
daß es ſich empfehlen dürfte, die Artikel der „Sternzeitung“ hier zu verhan⸗ 
deln: die Miniſter und auch der Reſſort⸗Miniſter könnten die Artikel nicht 
corrigiren. Wenn die „Sternzeitung“ wirklich ſo ſchlecht ſei, als der Vor⸗ 
redner ausgeführt habe, ſo würde er ſich darüber doch nicht beklagen kön⸗ 
nen; wäre die Zeitung in der Lage, anders zu wirken, ſo werde er weit eher 

eranlaſſung zur Klage haben. Unter allen Umſtänden könne die Regierung 
ar ſolchen Blattes nicht entbehren, und bitte er deshalb um Bewilligung 
umme. 

Abg. Dr. Freſe (Minden): Durch die Erklärung des Herrn Finanzmi⸗ 
niſters werde die Sache eine ernſthafte; der Miniſter kündige an, die Regie⸗ 
rung werde Ausgaben, welche die Landesvertretung verweigere, dennoch 
machen. Der Regierungs⸗Commiſſar habe an die Loyalität des Hauſes ap⸗ 
pellirt. Wie man aber da von Loyalität ſprechen könne, wo das Miniſte⸗ 
rium die liberale Preſſe beliebig zu maßregeln im Stande ſei und das Haus 
ein gegen daſſelbe gerichtetes Partei⸗Organ Br folle, begreife er nicht. 
Der Finanzminiſter habe die Ehre des Hauſes für intereſſirt bei dieſer Sache 
erklärt; das Haus werde ſeine Ehre ſelbſt zu wahren wiſſen; gerade in die⸗ 
fen feineren Beziehungen ſtimme das Haus am wenigſten mit der Regierung; 
das zeige ſich ſchon darin, daß die Regierung eine ſolche Forderung an das 
iebige Haus überhaupt zu ſtellen das Herz habe. Er glaube ferner nicht, 
bi wenn die Regierung Verpflichtungen eingegangen fei, auf geheime Fonds 
hin, die alljährlich bewi igt werden müßten, und deren Bewilligung lediglich 
ein Act des Vertrauens ſei, damit die Staatskaſſe belaſtet werden dürfe. 
Er gebe zu, daß die Verantwortlichkeit für dieſe Verpflichtung weniger das 
gegenwärtige, als das vorige Miniſterium betreffe, und er würde auch nichts 
dagegen haben, wenn die Regierung eine beſtimmte Summe im Extraordi⸗ 
narium zur Deckung dieſer Verdindlichkeit forderte, aber das wäre doch etwas 
Anderes, als das, was der Finanzminister verlangte; das Budget mit einer 
ſolchen Ausgabe fortdauernd zu belaſten. Er bitte das Haus, endlich mit 
einem Inſtitute aufzuräumen, das für die Regierung überflüfjig ſei 
und im Lande eine ff übliche Wirkung ausübe. Die Regierung habe nur 
ein officielles, kein offieibſes Organ nöthig, vas ſich in den Kampf der Bar: 
teien hineinmiſche. Wozu bewillige man aber das Geld, wenn, wie es der 
Finanzminiſter gethan, die Regierung zuletzt die Verantwortlichkeit für die 
einzelnen Artikel ablehne. Er bitte im Intereſſe der öffentlichen Moral (Un⸗ 
ruhe rechts), die Mittel nicht für ein Organ zu bewilligen, welches Artikel 

ringe, in denen geſagt werde, daß dies Abgeordnetenhaus die Regierung 

dahin bringen könnte, die Intereſſen des Landes durch Verletzung der 
brug te des Landes zu ſchüzen, alſo gewiſſermaßen mit einem Verfaſſungs⸗ 
ruch drohe. (Hört! hört! 5 

Fannie v. 8 7 Der letzte Redner habe ſich darüber ver 
wundert, wie dies Miniſterium ſolche Forderungen ſtellen könne. Das Mi⸗ 
niſterium habe ſich dieſer Forderungen nicht zu ſchämen, es mache ſie mit 

offener Stirn, und als Miniſter ſeien ſie dazu verpflichtet. Wenn der Vor⸗ 
redner von öffentlicher Moral ſpreche, ſo habe er darauf zu erwidern, daß 
die Regierung ſich der Pflicht niemals entziehen könne, eingegangene Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen. Es ſei würdiger, daß die Regierung dieſe Rege, 
rungen als ordentliche Poſitionen in dem Etat angeſetzt habe. Die Regie⸗ 
tung werde die Summen als Etats⸗Ueberſchreitungen motiviren müſſen, und 


darin liege gewiß kein Verfaſſungsbruch; die öffentliche Moral aber verlange,! 
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bub 55 eingegangene Verpflichtungen erfülle. (Beifall bei der Fraction 
incke. 

Miniſter des Innern v. Jagow: Die beiden Vorrednee hätten auch nicht 
einen 10 Fall angeführt, wo von Seiten des literariſchen Bureaus die 
öffentliche Moral verletzt worden ſei. Die Angriffe gegen das literariſche 
Bureau ſtänden beweis los da, und habe er deshalb das Recht, daſſelbe da⸗ 
gegen in Schutz zu nehmen. 

Abg. Lette gegen den Commiſſions⸗Antrag: Es ſei nichts leichter, als 
gegen die geheimen Dispoſitionsfonds zu Felde zu ziehen. Aber man müſſe 
die Sache doch objectiv betrachten. Er könne ſich's gar nicht denken und 
traue keinem Miniſterium zu, daß von ihm ſolche Investiven gegen das 
Abgeordnetenhaus, Invectiven, die noch dazu den Verfaſſungsbruch impu⸗ 
tirten, ausgehen ſollten, wie in dem geſtern citirten Kreisblatte. Dagegen 
wünſche er allerdings auch das Inſtitut der Kreisblätter, welche ſolche Schand⸗ 


chlechten Romanen lieber landwirthſchaftliche Belehrungen enthalten. Er 
halte indeſſen ein officiöjes Organ für nöthig, damit die Regierung mit 
offenem Viſir einherſchreiten und eben ſo angegriffen werden könne. Der 
Abgeordnete für Minden habe doch wohl etwas „übertrieben.“ Er halte 
allerdings die Ausſchreitungen der „Sternz.“ ebenfalls für unwürdig; anderer⸗ 
ſeits habe ſie aber doch viele gute und lehrreiche Artikel, und erſt in jüngſter 
Zeit ſolche zur Vertheidigung des Militärbudgets enthalten. Eine Partei⸗ 
Regierung, wie in England, ſei bei uns nicht möglich, daher ſei auch ein 
8 für die Regierung unmöglich, und fie müſſe ſich ein beſonderes 

rgan ſchaffen. Preſſe und Vereinsrecht, das habe er ſchon 1848 gejagt, 
ſeien die mächtigſten Träger des Fortſchritts. Im liberalen Intereſſe ſei er 
alſo für die Bewilligung. Andererſeits müſſe aber auch das Contracts⸗Ver⸗ 
hältniß, in das die Regierung mehrfach eingegangen ſei, berückſichtigt werden. 
Abg. Dr. Virchow: Der Commiſſar hätte in der Commiſſion Mitthei⸗ 
lungen machen ſollen, wie weit die eingegangenen Verpflichtungen gingen. 
Nach privaten Mittheilungen in der Commiſſton ſeien dieſelben nicht fo be⸗ 
deutend, und man könne den ſpäteren Vorlagen der Regierung in dieſer Be⸗ 
ziehung mit Ruhe entgegenſehen. Ob die Regierung übrigens mit Recht 
auf dieſen Fonds Verpflichtungen übernommen habe, ſei ſchr zweifelhaft. 
Jedenfalls liege kein Grund für das Haus vor, ſich dadurch von feinem 
Beſchluß abbringen m nit gefagt, man möge bie 
jen Fonds auf das Extraordinarium nehmen, ſondern nur, daß man gele: 
entlich, wenn die preußiſchen Intereſſen die Benutzung der auswärtigen 
Preſſe nöthig machten, Geld aus dieſem Extraordinarium für ſolche Zwecke 
zu nehmen, wie dies z. B. bei der oſtaſiatiſchen Expedition geſchehen ſei. 
Was die Frage der öffentlichen Moral anlange, ſo leide dieſelbe gewiß, wenn 
dieſelben Perſonen die Standpunkte verſchiedener Regierungen vertreten 
ſollten. Solche Perſonen müßten ihre Ueberzeugung verleugnen. Die Preſſe 
ſolle nicht durch Leute vertreten werden, die ſich einen Standpunkt erſt „an⸗ 
eigneten“; die Regierung müſſe Männer ſuchen, die ihre Anſichten theilten, 
durch dieſe möchten fie wirken, jo viel fie wollten. Aber ein offiziöſes Organ 
neben dem offiziellen gebrauchten ſie nicht dazu. Für das Inland ſei die 
„Sternzeitung“ überflüjfig, da jede Zeitung die offizibſen Mittheilungen der 
Regierung bereitwillig aufnehmen werde, und für das Ausland brauche man 
ſie auch nicht, dorthin brauche man nur hier geſchriebene Artikel zu ſchicken. 
Ein Bedürfniß liege ſelbſt für das Ministerium nicht vor; die nothwendigen 
wirklich vom Miniſterium ausgehenden Artikel könne der „Staats⸗Anzeiger“ 
ringen. 

Was die Angriffe der „Sternzeitung“ gegen das Abgeordnetenhaus be⸗ 
treffe, ſo ſei er der Anſicht, jede Preſſe müſſe das Ageordnetenhaus als 
Vertreter des Landes achten und ehren. (Bravo.) Glaube die Regierung, 
das Haus vertrete nicht das Land, ſo möge ſie es auflöſen. So lange dies 
aber nicht geſchehen ſei, müſſe dem Haufe auch in der miniſteriellen Preſſe 
die nöthige Achtung erwieſen werden. (Bravo.) 5 
Miniſter v. Jagow: Man habe von Schmähungen geſprochen, die in 
der „Sternzeitung“ laut geworden; es ſcheine, als ob die Mitglieder des 
Dane das Blatt nicht geleſen hätten. Bis man ihm beſtimmte Nachweiſe 

egeben, erwarte er den Beweis des Gegentheils ſeiner Behauptung. — 
eute handle es ſich um Nichtgewährung der ſämmtlichen Mittel für dieſe 
Abtheilung, 19 habe man nur einen Theil abgeſetzt; er bitte das zu be⸗ 
denken. — Die Literaten in dem offizibſen Bureau betreffend, fo ſei ihnen 
kein Zwang angethan worden. Seine Worte ſeien mißdeutet worden. Er 
habe mit dem „Aneignen“ nicht gemeint, daß ſie es für Geld thäten, ſondern 
Br fie ſich nur in einem beſtimmten Falle nach den Abſichten der Miniſter 
richteten. 

Reg.⸗Commiſſar, Geh. Rath Hegel: Die Erklärungen des Commiſſars 
in der Commiſſion ſeien vollkommen genügend geweſen; die Regierung ſei 
beſtimmte Verpflichtungen eingegangen und zwar auf längere Zeit, da ſie 
gute Literaten nicht immer auf den Augenblick haben könne. Den Vertrag 
wegen der Zeitung habe er nicht vorgelegt, und das ſei auch nicht noth⸗ 
wendig ſurdeſen, da der Fonds ein geheimer ſei. Doch ſeien die Mitthei⸗ 
lungen klar genug geweſen, einen Anhalt zu einem Beſchluß zu geben. 
Miniſter v. d. Heydt: Die Koſten der oſtaſiatiſchen Expedition ſeien 
nicht aus dem Extra⸗Ordinarium des Staatsminiſteriums, um das es ſich 
hier handle, ſondern aus dem Haupt⸗Extraordinarium der Finanzverwaltung 
genommen. Er halte es übrigens für beſſer, die Ausgabe ſtets an der be⸗ 
treffenden Stelle zu machen, als fie auf das Haupt⸗Extkraordinarium hinüber: 
zunehmen. — Was nun die Belehrung des Abg. Virchow betreffe, ſo be⸗ 
dürfe die Regierung derſelben nicht. Sie ſei ſich bewußt, dem Hauſe ſtets 
die ſchuldige Achtung zu zeigen, auch in ihrer Preſſe. Ob das Haus aber 
ſich ſtets ſeiner Pflicht gegen die Organe der Regierung bewußt ſei, das zu 
an me er dem Haufe ſelbſt überlaſſeu. (Einzelnes Bravo rechts; 
Heiterkeit links. el E 

Abg. v. Hennig (Straßburg): Die Regierung habe nicht das Recht, 
eine Anſicht, wie die von dem Finanzminiſter gehörte, abzugeben, denn die⸗ 
ſelbe beſage nichts anderes, als daß das Steuerbewilligungsrecht der Lan⸗ 
desvertrelung von der Regierung nur jo weit geachtet werde, als es der Re: 
gierung bequem ſei. Kein Miniſter, der die Verfaſſung halten wolle, könne 
ſo ſprechen. Geheime Fonds müßten alle Jahre bewilligt werden, und die 
Regierung dürfe deshalb auf dieſe Fonds hin gar leine Verpflichtungen über 
mehrere Jahre hinaus 1 Die Regierung dürfe überhaupt keine bin: 
dende Verpflichtung dieſer Art ohne Genehmigung des Hauſes eingehen; zur 
Löſung des Contractes — und jeder Contract ſei zu löſen — werde das 
Haus die Mittel bewilligen. — Er (Redner) ſei ſich der Achtung gegen die 
Vertreter der Krone bewußt und halte den Hrn. Miniſter zu einer Bemer⸗ 
kung, wie er ſie gemacht, nicht für berechtigt. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der Vorredner habe erklärt, daß nach den 
Ausführungen der Regierung dieſe die Abſicht habe, die Verfaſſung nicht zu 
halten. Dieſe Erklärung ſcheine ihm die Schranken der Ordnung zu über⸗ 
ſchreiten, und ſtelle er ſich deshalb unter den Schutz des Herrn Präſidenten, 
indem er den Antrag ſtelle, den Abg. zur Ordnung zu rufen, denn kein Mit⸗ 
glied des Hauſes habe das Recht, dem Miniſter, der die Verfaſſung beſchwo⸗ 
ren habe, eine ſolche Abſicht unterzulegen. (Bravo rechts). 4 

Präſ. Grabow: Einen Ordnungsruf koͤnne er vorläufig nicht ergehen 
laſſen, da er die angeführte Aeußerung nicht gehört habe; er werde ſich dar⸗ 
lee en entſcheiden können, wenn er die Aeußerung ſchwarz auf weiß ge: 
eſen habe. : 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Er bitte, den Abg. v. Hennig ſelbſt zu fra⸗ 
gen, ob er dieſe Aeußerung nicht gethan habe. Präſ. Grabow: Er richte 
deshalb an den Abg. die Aufforderung, ſich darüber zu erklären. Abg. 
v. Hennig: Er müſſe jede N zu dieſer Frage in Abrede ſtellen 
(oh! oh! rechts; v. Vincke: dem Präſidenten ?); er könne darüber keine Aus: 
kunft geben; es ſei möglich, daß er dies gejagt habe und werde dem Hrn. 
Präſidenten den ſtenographiſchen Bericht uncorrigirt übergeben. Präſ. Gra⸗ 
bow: Unter den obwaltenden Umſtänden müſſe er die Frage bis nach Ein: 
ſicht des ſtenographiſchen Berichtes als erledigt anſehen. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Er trete den Ausführungen des Abg. 
v. Vincke und auch Becker bei; es gebe in auswärtigen Fragen Zeitpunkte, 
wo die Regierung auch im Inlande dringende Veranlaſſung habe, ſich aus⸗ 
uſprechen, wozu ſie ſich nur eines eigenen Organes bedienen könne. Das 

inifterium müſſe ſich einer beſtimmten Parteirichtung jo viel als möglich 
entäußern und könne ſich deshalb auch nicht leicht eines Parteiorgans be 
dienen. Einen Verfaſſungsbruch könne er darin nicht erblicken, wenn die 
Regierung die Summen als Etats⸗Ueberſchreitungen fordere, allein er würde 


Balba an die türkiſche Geſandt⸗ 7 777 enthielten, purificirt; dieſe Blätter ſollten ſtatt ſolcher Artikel und E 


dies nicht gut heißen können. (Die Unruhe im Hauſe iſt ſo groß, daß die 
Rede im Zuſammenhange nicht zu verſtehen iſt.) Erhebliche Uebelſtände 
würde es herbeiführen, wenn die Regierung bei einem ſolchen Inſtitute nur 
Verpflichtungen auf ein Jahr eingehen wollte. 

Abg. Freie (Minden): Der Miniſter des Innern habe die Herren des 
literariſchen Büreaus in Schutz genommen; er fordere den Miniſter auf, die 
Namen der Herren durchzuſehen, und wenn er nicht finde, daß dieſe Herren 
größtentheils ſchon unter dem Miniſterium Manteuffel, dann v. Auerswald, 
und dann dem jetzigen beſchäftigt geweſen, ſo wolle er ſein Spiel gegen den 
Miniſter verloren geben. Der Abg. Lette habe einen gewaltigen Anlauf ge⸗ 
nommen und habe damit geſchloſſen, ſich für die Bewilligung der Fonds zu 
erklären. Das ſei die Politik der Vorderſätze, denen der Nachſatz fehle. 
(Bravo.) Eine Preſſe, welche die liberalen Ideen bekämpfe, als im Intereſſe 
der liberalen Preſſe liegend zu erklären, dafür fehle ihm das Verſtändniß. 
st habe genau dieſelbe Stellung dem Miniſterium Auerswald gegenüber 
eingenommen, wie jetzt in dieſer Frage, habe damals privatim den Rath 
ertheilt, die officibſe Preſſe mit dem Staats⸗Anzeiger zu verbinden; das 
vorige Miniſterium würde vollkommen im Stande geweſen ſein, feſten Fuß 
in der öffentlichen Meinung zu faſſen. Dem Abg. v. Vincke habe er zu er⸗ 
widern, daß die unabhängige Preſſe Mannes genug ſei, die Intereſſen 
Preußens zu vertreten, und dieſe Vertretung habe ohne Rückſicht auf das 
jetzige Miniſterium ſtattgefunden, davon lieferten die liberalen Blätter in 
Betreff des franzöſiſchen Handelsvertrages den ſchlagendſten Beweis. Wenn 
die National:, Voſſiſche, Kölniſche und andere Zeitungen unisono für Preu⸗ 
ßens Intereſſe in der Zollfrage einträten, dann erkenne der zöſterreichiſche 
Miniſter die Meinung des Landes; wenn aber die Sternzeitung ſolche Arti⸗ 
kel bringe, dann wiſſe dieſer Minister jo gut, wie das Haus, daß die 
Sternzeitung nur die Herren am Miniſtertiſche zu Leſern habe. Er bitte 
deshalb nochmals um Abſetzung der Summe. (Beifall.) 

Miniſter des Innern v. Jagow: Die Thätigkeit des literariſchen 
Büreans ſei eine ſehr mannichfaltige und es könne daher ein Theil der Be⸗ 
amten beim Wechſel des Miniſteriums leicht zu nur referirender Thätigkeit 
verwandt werden. Wenn der Abg. Freſe angeführt, daß er bereits dem 
Miniſter v. Auerswald das un der „Sternztg.“ vorgeſchlagen, fo ber 
merke er, daß es ſich hier nicht blos um die „Sternztg.“, ſondern um die 
Verſagung aller Mittel handle, welche die Regierung in den Stand ſetzen, 
ihren Standpunkt durch die Preſſe im ganzen Lande zu vertreten, mit einem 
Worte, um die Thätigkeit des literariſchen Büreaus überhaupt. — 
Abg. v. Gottberg: Es ſei geſtern zwar vom Abg. Becker behauptet wor⸗ 
den, daß die „Sternzeitung“ keine anderen Leſer habe, als das Miniſterium; 
die ſpeciellen Mittheilungen des Abg. Virchow bewieſen ihm aber doch, daß 
wenigſtens dieſe Herr zu ihren Leſern gehöre. Der Abg. v. Hennig habe 
eine indirekte Verletzung der Verfaſſung darin geſehen, daß der Miniſter 
extraordinäre Ausgaben mache. Er ſehe aber keine Verletzung der Verfaſſung 
darin. Der Miniſter habe ein Recht zu Etats⸗Ueberſchreitungen. Er fürchte, 
daß, wenn das Haus die Bewilligung nicht ausſpreche, das Urtheil Europas 
über die ſtattgehabte Debatte und das Gebahren des Abgeordnetenhauſes 
nicht zu Gunſten des letzteren ausfallen werde. Die Regierung treffe in die⸗ 
ſer Frage kein Vorwurf; ſie habe offen und loyal gehandelt. 

Abgeordneter Dr. Lette: Wenn der Abgeordnete Freſe von Sold⸗ 
ſchreiberei ſpreche, ſo wolle er ihm zugeben, daß die unabhängige Preſſe in 
dieſer Beziehung der offiziöſen vorzuziehen ſei. Es gebe aber doch auch Pri⸗ 
vatliteraten, welche von einem extremen Lager in das andere übergingen, 
und die verdienten wohl nicht weniger dieſen Namen. Er halte aber das 
Vorhandenſein eines offizibſen Organs, wie er ſchon vorhin ausgeführt, aus 
ſachlichen Gründen für unerläßlich. 0 

Abg. v. Vincke (Stargard): Obgleich er den Ausführungen des Abg. 
Freſe großentheils beiftimme, fo ſei er doch genöthigt, in der gegenwärtigen 
exceptionellen Lage gegen den Commiſſions⸗Antrag zu ſtimmen. Die Re⸗ 

ierung bedürfe zur Vertretung dem Auslande gegenüber ein Organ. Der 
Ab E See habe fie in dieſer Beziehung auf die unabhängige Preſſe ver⸗ 
wieſen, und er erkenne gern an, daß die großen liberalen Blätter jüngſt 
auf dem Gebiete der Handelspolitik Oeſterreich gegenüber ihre Schuldigkeit 
gethan. Die Regierung müßte aber auch in ausländiſchen Blättern vertre⸗ 
ten ſein, und dies ſei namentlich in Süddeutſchland nöthig. Die Reg. be⸗ 
dürfe auch eines Organs, um ihren Standpunkt dem Auslande gegenüber 
klar zu machen, ohne doch ſofort durch offizielle Kundgebung ſich einer Ver⸗ 
antwortlichkeit zu unterziehen. Dazu diente aber die offiöfe Preſſe, während 
die verantwortliche Kundgebung in den Noten enthalten ſei. Eine ſolche 
offiziöſe Preſſe gebe es in jedem Staate Europas, und er mache nur der 
Regierung den Vorwurf, daß ſie zu wenig dafür ausgebe. Im Intereſſe 
des Vaterlandes, nicht einer politiſchen Partei, bitte er, der Regierung die 
verlangten Mittel zu bewilligen. 

Der Schluß der Discuffion wird angenommen. 

Der Abg. Lette ſtellt den eventuellen Antrag, anſtatt 31,000 Thlr. nur 
16,000 Thaler zu bewilligen. — Abg. Koſch (zur Geſchäftsordnung) bittet 
den Präſidenten, den Abg. Dr. Lette zum Unterſchiede von den Abgg. der 
Stadt Königsberg, zu denen er gehöre, als den Abg. für Königsberg in 
der Neumark zu bezeichnen (Heiterkeit). — Ref. Abg. v. Hoverheck: Die 
Nothwendigkeit eines Organs zur Vertretung der auswärtigen Politik tzehöre 
nicht hierher, ſondern in den Etat für das auswärtige Minifterium, Wenn 
der Miniſter des Innern eine zweite Verwendung der verlangten Mittel für 
die Vertretung der Regierung im Lande verlange, ſo ſei dies noch bedenkli⸗ 
cher, da hiermit wohl nur die noch gar nicht aufgeklärte Beeinfluſſung der 
Provinzialpreſſe gemeint ſein könne. 

Abg. v. Hennig (perſönlich): Der Herr Finanzminiſter habe gejagt, er 
beſtreite ihm das Recht, ihn zur Ordnung zu rufen; das habe er auch nicht 
gethan, halte aber ſeinen früheren Ausſpruch aufrecht, daß er den Finanz⸗ 
miniſter nicht für berechtigt halte zu der Frage, ob das Haus ſich bewußt 
ſei, die Achtung gegen die Räthe der Krone nie verletzt zu haben. 

Abg. Virchow berichtigt, er habe nicht von der oſt⸗, ſondern von der 
weſt⸗aſiatiſchen Expedition (der Lorelei nach der Levante) ſprechen wollen, 
und dieſe ſei allerdings aus dem Hauptextraordinarium beſtritten. 

Der Miniſter des Innern conitatirt nochmals, daß nur der be⸗ 
bekannte „Sternzeitungs“⸗Artil vom „Fluch der Geburt“ angegriffen wor⸗ 
den, und das gegenwärtige Miniſterium dafür nicht verantwortlich ſei. 

Die Abſtimmung folgt hierauf. Die Gehälter des Direktors und Kanz⸗ 
leidirektors (mit 1200 reſp. 600 Thlr.) werden auch für 1863 als „künftig 
wegfallend“ genehmigt. Für den Antrag Lette, den Dispoſitionsfonds auf 
16,000 Thlr. zu ermäßigen, ſtimmen die Conſervativen, die Katholiken, die 


Altliberalen (Fraction Binde und Rönne) und von der Fraction Bockum⸗ 


Dolffs einige Mitglieder, wie Frech, Kublwein u. A., der Antrag iſt mit 
großer Majorität abgelehnt, dagegen der Antrag der Commiſſion, Strei⸗ 
chung des geſammten Fonds von 31,000 Thlr. mit demſelben Stimmen⸗ 
verhältniß angenommen. 

Der Etat für die Archive für 1862 und 1863 wird nach einer kurzen 
Bemerkung des Abg. Harkort genehmigt. — Bei dem Etat für das Staats⸗ 
Sekretariat pro 1862 beantragt die Commiſſion den Wegfall von 2500 
Thaler und will die Regierung auffordern, dieſen Etat für 1864 zu ſtreichen. 
— Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Regierung werde das Gehalt für das 
Staatsſekretariat pro 1864 nicht mehr aufführen. — Das Haus nimmt 
den Commiſſions⸗Antrag an. Daſſelbe geſchieht mit dem Etat pro 1863. 

Bei dem Etat für die General⸗Ordens⸗Commiſſion beantragt die 
Commiſſion die Reſolution, die Erwartung . AL die Staatsregie⸗ 
rung, wolle zur Verminderung der Koſten für Anſchaffung von Ordensin⸗ 
ſignien basauf Bedacht nehmen, daß Inländer die Ordensinſignien nicht in 
natura, ſondern nur ein Patent, welches zur Tragung des Ordens berech⸗ 
tigt, ertheilt werde. 3 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Er müſſe bedauern, daß die Reſolution ge⸗ 
ſtellt ſei; die Ordensverleihung ſei eine Prärogative der Krone, und in 
dem betreffenden Verfaſſungs⸗Artikel ſei nicht die Rede von Patenten, ſon⸗ 
fein von Orden. In dieſer Beziehung könne keine Beſchränkung vorge⸗ 

agen werden. 

5 Mg. Taddel (ſehr ſchwer verſtändlich): Die Ordensverleihung ſei nur 
ein Akt der königl. Gnade, das olk ſei nicht dabei betheiligt. Die Ver⸗ 
dienſte der Dekorirten ſeien meiſt nicht bekannt. Wenn dennoch das Volk 
die Koſten tragen ſollte, jo halte er die Verminderung der Koſten für bes 
gründet. Die königl. nere leide nicht darunter. 4 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Die Landesvertretung hätte das größte 
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ch der preußiſche Geſandte in Darmſtadt wegfallen ſolle, der gegenwär⸗ Reg.⸗Commiſſar Philippsborn: Die Uebereinſtimmung des Abg. Fau⸗ 
tige Geſandte noch immer Gelegenheit habe, im Intereſſe des deutsch franzb⸗ cher mit ihm ſei um fo erfreulicher, als der Abg. durch ſeinen längeren Auf 
ſiſchen Handelsvertrags zu wirken. . enthalt in London Erfahrungen geſammelt habe. Er könne dann aber nich 

Die N ergiebt Ablehnung des Commiſſions⸗Antra⸗ begreifen, wie derſelbe dennoch zu der Unterſtützung des Comm.⸗Antrages 
ges, mit geringer Majorität. Gegen denſelben ſtimmt der größere Theil komme. Werde die Summe geſtrichen, fo würde der Regierung die freie Er⸗ 
der Fraktion Reichenſperger, die Altliberalen, ein großer Theil der Fraktion wägung außerordentlich erſchwert. Das Haus werde nach einiger Zeit er’ 
Bocküm⸗Dolffs, die Mitglieder der freien volkswirthſchaftlichen Commiſſion, kennen, daß die 1 Naliagn der Summe wohl gerechtfertigt geweſen ſei. 
die Conſervativen. Der Präſ. Grabow erklärt, daß es ſich für 1862 nicht um Abſetzung 
ee ne Thaler handle, ſondern darum, fie als „künftig wegfallend“ zu 
ezeichnen. 

Abg. Behrend: Wenn die Reg. einen nicht kaufmänniſchen Generalcon⸗ 
ul in London anſtellen wolle, jo müßten die 1800 Thlr. für Büreaukoſten 
aulas wegfallen; im Falle, daß die Reg. einen kaufmänniſchen anſtellen 
wolle, ſo elle fie in Ausſicht, daß die Gebühren ermäßigt würden. Ein 
kaufm. Generalconſul bedürfe aber der 1800 Thlr. Büreaukoſten nicht; er ſei reich⸗ 
lich genug dotirt mit den Gebühren. Man könne recht gut einen Kaufmann 
in London dazu erwählen, der ſich nicht, wie der Reg.⸗Commiſſar meine, vor 
dem direkten Verkehr mit der hieſigen Reg. ſcheuen werde. — Abg. Kühne: 
An den 1800 Thlr. Büreaukoſten werde nichts zu ſparen ſein, möge nun ein 
Beamter oder Kaufmann zum Generalconſul ernannt werden. Weit beſſer 
ſei es, bei den Conſular⸗Gebühren ſelbſt Ermäßigungen eintreten u laſſen. 
— Der Schluß der Discuſſion wird angenommen. — Bei der Abſtimmung 
bleibt der Antrag der Commiſſion in der Minorität. - 

Die nächſte Discuſſion erhebt ſich bei dem Antrage der Commiſſion, gegen 
die Regierung die Erwartung auszusprechen, daß die ſämmtlichen Jahres⸗ 
berichte und andere ausführliche Berichte preuß. Conſuln in den verſchiedenen 
Ländern und Häfen zuſammen abgedruckt, alljährlich dem Hauſe der Ab⸗ 
geordneten vorgelegt werden. 8 r 

Der Reg.⸗Commiſſar: Die Berichte der Conſuln ſeien bis jetzt in dem 
Handels⸗Archive veröffentlicht und gelangten fo in die Hände Derjenigen, die 
ſich dafür intereſſirten; das bisherige Verfahren dürfte alſo den Wünſchen 
des Hauſes auch entſprechen. — Abg. Harkort wünſcht eine überſichtliche 
Zuſammenſtellung der Conſular⸗Berichte und weiſt auf das Verfahren in 
England hin. — Abg. Kühne gegen den Antrag, da das Haus nur den 
Wunſch auszusprechen brauche, um mehrere Exemplare des Handelsarchivs 
zu bekommen. — Der Reg.⸗Commiſſar veripricht, daß die Regierung 
einem ſolchen Wunſche genügen werde. — Die bg Kerſt und Harkort 
wünſchen die Berichte in extenso, damit die einzelnen Abgeordneten voll⸗ 
kommene Einſicht erhielten. Der Commiſſions⸗Antrag wird angenommen. 

Folgt die Berathung des Commiſfions⸗Antrages: die Regierung aufzu⸗ 
fordern, „in der nächſten Seſſion ein Geſetz über die Jurisdiction der Con⸗ 
ſuln« vorzulegen. . 3 7 

Miniſter Graf Bernſtorff: Die Regierung beſchäftigt ſich mit dem 
Gegenſtand, der ſehr ſchwierig ſei; in China und Japan müßten erſt Er⸗ 
fahrungen geſammelt werden; in der Türkei hätten die Conſuln nur die 
Thatfrage zu entſcheiden; in den Donaufürſtenthümern entſcheide ein ſchieds⸗ 
richterlicher Spruch. EG 
Abg. Dr. Virchow: Die Sache fei ſehr wichtig; es müßte in dieſer Be⸗ 
ziehung ein verfaſſungsmäßiger Zuſtand geſichert werden; der Miniſter habe 
bei einer früheren Geiegenheit erklärt, er brauche die ertheilten . 
nicht der Landesvertretung vorzulegen. Den Art. 7 der Verfaſſung (kein 
Preuße darf dem ordentlichen Richter entzogen werden) müſſe Geltung ver⸗ 
ſchafft, und durch ein Geſetz die richterlichen Funktionen der Conſularbeam⸗ 
ten geregelt werden. 5 f 1 5 

Abg. Harkort: Der Conſul müſſe im Auslande eine gewiſſe Magiſtrats⸗ 
gewalt haben; er wünſche nur, daß eine ähnliche Organiſation eingeführt 
werde, wie in England, wo die einzelnen Conſulate einem General⸗Conſulate 
untergeordnet ſeien. 

Abg. Wachler wünſcht Theilung des Comm. ⸗Antrages, da man nicht 
verlangen könne, haß die Reg. ſchon in nächſter Seſſion ein Geſetz über die 
Jurisdiction der Conſuln vorlege; im Uebrigen ſchließe er ſich den Ausfüh⸗ 
rungen des Abg. Virchow an. 2 

Abg. Plaßmann hält die Bezugnahme des Abg. Virchow auf den Art. 
7 der Verf. nicht für begründet, da es ſich bei der Jurisdiction der Conſuln 
nicht darum handle, daß ein preußiſcher Unterthan ſeinem ordentlichen Rich⸗ 
ter entzogen werde; dieſe Jurisdiction ſei vielmehr nur ein Gewinn, den die 
diplomatiſchen Bemühungen der Regierungen zu Gunſten unſerer Mitunter⸗ 
thanen erlangt hätten. — Der Antrag des Abg. Wachler auf Streichung der 
Worte „in der nächſten Seſſion“ wird verworfen und der Antrag der Com⸗ 
miſſion 10 5 darauf angenommen. 

Ebenſo werden faſt ohne Diskuſſion die Poſitionen des Etats für 1863 
enehmigt; nur bei der Streichung der 6000 Thaler pro 1863 für den Mi⸗ 


Intereſſe, die Verfaſſung, alſo auch in dieſem Punkte (Art. 50) aufrecht zu 
erhalten. Die Bemängelung ſei eine kleinliche, die gar nicht vom Hauſe an⸗ 
geregt werden müſſe. N 

Abg. Waldeck: Ob mit dem Worte Orden auch immer Ordenszeichen 
gemeint ſein müßten, ſei wohl nach der Geſchichte der Orden noch zweifel⸗ 
haft. Doch ſehe er davon ab. Er ſtimme mit der Anſicht überein, daß die 
Verdienste nicht in gleichem Maße mit den Orden gewachſen ſeien. (Heiter⸗ 
keit.) Doch ſei er für die bisherige Art der Verleihung. Ein Orden ſei ja 
jetzt weiter nichts, als ein bischen Band oder dergleichen. Wenn man auch 
das noch fortnehmen wolle, ſo bleibe ja gar Nichts übrig. 

Abg. Immermann: Lediglich der Verf.⸗Artikel beſtimme ihn und ſeine 
Freunde, gegen die Reſolution zu ſtimmen. 

Ref. Abg. v. Hoverbeck: Die Reſolution enthalte ja nur einen Bor: 
ſchlag zur Erſparung bei einer Summe, die von Jahr zu Jahr ſteige. 
Hätte die Commiſſion gewußt, daß der Vorſchlag ſo viel Widerſpruch finden 
würde, ſo hätte ſie ihn vielleicht nicht gemacht. 

Das Haus erklärt ſich faſt einſtimmig (nur die Abgg. Kerſt, Lüning 
10 r) Seck die Reſolution, und nimmt auch den Etat pro 1863 für den⸗ 

elben Zweck an. 

Bei dem Etat der Ober⸗Rechnungskammer hat die Comm. 2200 Thlr. 
für zwei neue Stellen abzuſetzen und dieſe auf den Etat für Hilfsarbeiter zu 
übertragen beantragt. 1 ? 

Der Reg.⸗Commiſſar legt die Nothwendigkeit der beiden neuen Stel 
len unter Hinweis auf die Militär⸗Organiſation, auf die Vermehrung der 
Geſchäfte der Ober⸗Rechnungskammer durch Vermehrung der Eiſenbahnen ꝛc. 
dar, und bittet um Genehmigung der Stellen. Durch die Bemerkungen, 
welche die Ober⸗Rechnungskammer gegenwärtig alljährlich zu den Rechnun⸗ 
gen zu machen habe, ſeien die beiden Stellen ebenfalls bedingt. 

Der Ref. erwidert, daß die Commiſſion die Motivirung durch die neue 
Armee⸗Organiſation nur als vorübergehende betrachten könne, und daß man 
erſt abwarten müſſe, welcher Art die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungs⸗ f 
Kammer zu den Rechnungen ſein würden. Der Commiſſions⸗Antrag wird 
für die Etats pro 1862 und 63 angenommen. 5 

Bei dem Etat des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten bean⸗ 
tragt die Commiſſion zunächſt: die Koſten für die Miniſter⸗Reſidentur in 
Darmſtadt mit 4800 Thlr. als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen. 

Abg. Behrend (Danzig) beantragt die Ablehnung dieſes Antrages. 
Safe man den von der Commiſſion für dieſen Antrag geltend gemachten 

rund ins Auge, jo müßte man eigentlich dahin kommen, ſämmiliche Ge: 
ſandtſchaftspoſten von dem Etat zu ſtreichen. Wenn ſelbſt die Staatsregie⸗ 
rung ſich in der Perſon des Geſandten vergriffen haben ſollte, worüber er 
ſich kein Urtheil erlaube, ſo rechtfertige dieſes nicht die Abſetzung des Po⸗ 
ſtens. Er erachte dieſe Reſidentur für ſehr nothwendig, da es ſehr wün⸗ 
ſchenswerth ſei, daß preuß. Anſchauungen dort vertreten ſeien. Die liberale 
Preſſe des Großherzogthums hätte wohl ein Anrecht, in ihrer preußiſchen 
Politik unterſtützt zu werden. Die Abſetzung würde die Folge haben, daß 
auch die heſſen⸗darmſtädter Regierung ihren Vertreter von unſerem Hofe ab⸗ 
berufe und jede Beeinfluſſung würde dadurch verhindert ſein. Preußens 
Beruf in Deutſchland, die Rückſicht auf die engliſche Heirath des heſſiſchen 
Thronfolgers, die Nothwendigkeit endlich, die Einflüſſe des mainzer Episko⸗ 
Wel 10 f im Auge zu behalten, verlange die Beibehaltung des Poſtens. 

eifall). 

bg. Virchow: Wenn es ſich darum handelte, daß Preußen in Darm⸗ 
ſtadt gar nicht vertreten ſein ſolle, ſo würde der Vorredner Recht 1 
die Commiſſion habe aber geglaubt, daß die geringen Intereſſen, welche in 
Darmſtadt zu vertreten ſeien, ſehr gut von Karlsruhe oder Frankfurt aus 
mit verſehen werden können. Darmſtadt ſei der Sitz der würzburger Coali⸗ 
tion und dabei habe man beobachten können, wie gering der Einfluß unſers 
Geſandten daſelbſt ſei und wie wenig auf einen Einfluß deſſelben auf die 
Bevölkerung zu rechnen ſei, was ja bekanntlich nicht zu den Aufgaben der 
preußiſchen Diplomatie gehöre. N 

Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf v. Bernſtorff: Wenn 
der Vorredner zugegeben, daß Darmſtadt der Mittelpunkt der würzburger 
Coalition ſei, jo hätte er daraus die Nothwendigkeit der Vertretung folgern 
ſollen. Schon der eine Umſtand, daß Oeſterreich dort vertreten ſei, ſei für 
ihn (den Miniſter) durchgreifend. (Beifall). : rare 

Abg. Dr. Schubert: Die Diplomaten ſeien dazu da, bei Dynaſtien die 

—. des Staates zu vertreten, und deshalb halte er die Vertretung 
reußens bei mittleren Staaten gerade für nothwendig, und trete auch dem 
runde des Miniſters bei. 

— Kerſt: Er ziehe in Betracht, daß es Länder in Deutſchland gebe, 
deren Bevölkerung deutſch und preußiſch geſinnt ſei, z. B. Oldenburg, und 
Preußen habe dort keine Vertretung, dennoch aber Einfluß. So gut wie 
Preußen in Oldenburg von Hannover aus vertreten würde, ſo gut könnten 
wir in Darmſtadt von Frankfurt a. M. aus vertreten werden. 

Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Der Vor⸗ 
redner habe gerade das Gegentheil von dem bewieſen, was er habe beweiſen 
wollen. In Oldenburg ſei eben keine Vertretung wegen der dort herrſchen⸗ 
den Geſinnung nothwendig, wohl aber in Darmſtadt. (Bravo rechts.) 

Abg. Rohden: Die Worte des Abg. Behrend, die dem Biſchof von 
Mainz einen preußenfeindlichen Einfluß auf den darmſtädtiſchen Hof zuge⸗ 
ſchrieben, hätten durch die Bezugnahme des Miniſters der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten an Gewicht gewonnen; er kenne den Biſchof genau und deſſen 
eK: der Biſchof vertrete nichts anderes, als katholiſche Intereſſen. 

er wahre Katholik ſei nie preußenfeindlich, was auch die Haltung feiner 
eigenen Partei beweiſe. > l 

Abg. v. Carlowitz: Er habe kein beſonderes Bedenken gegen den An: 
trag der Commiſſion; der Einwand, daß, weil Oeſterreich einen Geſandten 
in Darmſtadt habe, müſſe Preußen auch einen ſolchen dort haben, ſei nicht 
begründet, da Preußen eben dort keinen beſonderen Einfluß übe. Wenn 
man ferner anführe, daß nur, wenn in Darmſtadt ein preußiſcher Geſandter 
ſei, auch ein ſolcher am hieſigen Hofe accreditirt fein würde, der unter den 
Einfluß der hieſigen Politik gebracht werden könne, ſo ſpräche dies von der 
anderen Seite gerade für den Antrag der Commiſſion, da ja auch der preu: 
ßiſche Geſandte dem Einfluß der Dalwigkſchen Politik erliegen könne. Er 
mache ferner auf die langen und vielen Beurlaubungen aufmerkſam, wie 
. B. die des Geſandten von Liſſabon. Der Miniſter habe allerdings das 
Recht, dieſelben beliebig und auf beliebige Zeit eintreten zu laſſen, dem 
Hause aber könne man nicht verſchränken, nach dieſen Beurlaubungen die 
Entbehrlichkeit dieſer Poſten zu ermeſſen. 

Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Graf Bernſtorff: Die 
Geringfügigkeit der geforderten Summe ſtehe mit der Wichtigkeit des Poſtens 
in Darmſtadt in gar keinem Verhältniß. Der Geſandte von Liſſabon habe 
ſich erſt, wie dies bei jedem Geſandten zu geſchehen pflege und wie dies die 
Natur der Sache erfordere, nach einer Einrichtung und Wohnung umſehen 
müſſen, um dann ſpäter ſeine Familie nachzuholen, woraus ſich ſein längerer 
Urlaub erkläre. z 5 
Abg. Reichenheim: Er halle es für durchaus unpolitiſch, nach dem fo 
einmüthigen Votum des Hauſes für den Handelsvertrag die preußiſche Re: 
gierung ohne Vertretung bei einer Regierung zu laſſen, die ſich dieſem Ver⸗ 
trage noch widerſetze. Mit Recht habe man Darmſtadt den Sitz der Coali⸗ 
tion genannt, und um ſo nothwendiger ſei es für die Regierung, ſich über 
deren Pläne jo ſchnell als moglich unterrichten zu laſſen. 

Abg. Virchow: Wenn der Vorredner die Vertretung der handelspoliti⸗ 
ſchen Intereſſen am darmſtädtiſchen Hofe urgirte, fo könne man mit demſel⸗ 

ben Rechte eine ſolche in Naſſau verlangen. Weit beſſer würde ſich indeß 
zu einer ſolchen . handelspolitiſcher Vertreter als ein Diplomat 
eignen. Durch beſondere Miſſionen würde in ſolchen Fällen, wie die Erfah⸗ 
rung gelehrt, die Abſicht der Regierung weit beſſer erreicht, als durch ſtän⸗ 
dige Geſandte. Was die Pläne der Coalition betreffe, ſo bewieſen die iden⸗ 
tiſchen Noten, daß unſere Regierung in Bezug auf die ſchleunige Informi⸗ 
rung nicht beſonders glücklich geſtellt ſei. Dieſe Information könne jedenfalls 
Dr beſſer durch geſchickte Agenten aus Carlsruhe und Frankfurt beſorgt 
werden. > 
(Die Miniſter v. Mühler und Graf, Be find inzwiſchen ins Haus 


Die folgenden Poſten werden nach den Anträgen der Commiſſion ohne 
Debatte angenommen. Bei dem Antrage, die Stelle des Militärbevollmäch⸗ 
tigten in Petersburg ebenfalls für „künftig wegfallend“ vu erklären, conſta⸗ 
tirt der Miniſter des Auswärtigen nach der A num — Un: 
nahme mit großer Majorität — daß er gegen dieſen Antrag ſich hab 
klären wollen. A 

Die Comm, hat außerdem den e „die einzelnen Poſitio⸗ 

itel K. erklären“. — Reg. ⸗Com⸗ 


vn, daß die Ausgaben höher ſeien, als bei einzelnen anderen Titeln. 


ferner ſagen, es käme hier mehr als anderswo darauf an, eine nähere Dar⸗ 
legung der einzelnen Ausgaben zu haben. Aber auch hier iſt ja jede ein⸗ 
zelne Ausgabe ſpeciell angeführt; desgleichen find die Rechnungen ganz ſpe⸗ 
ciell eingereicht, alſo iſt dieſes Miniſterium (das des Auswärtigen) mehr de: 
taillirt, als jedes andere. Was nun die Gründe der Comm. anbetrifft: ſie 
wolle 1) das Recht haben, etwaige Ueberſchreitungen zu prüfen und zu ge 
nehmigen, ſo geht dieſes Verlangen viel weiter, als jedes anderswo geſtellte, und 
ein Grund zu ſolchen Abweichungen iſt durchaus hier nicht vorhanden; und 
was 2) das Recht anbetrifft, welches man der Regierung vorenthalten wolle, 
die Erſparniſſe bei dem einen Poſten bei dem anderen zu verwenden, ſo hat 
die Regierung nie ein ſolches Recht in Anſpruch genommen. Sie macht nur 
da Ausgaben, wo ſie unvermeidlich ſind, und wird ſich keine anderen erlau⸗ 
ben. Nimmt das Haus den Antrag an, ſo liegt darin gewiſſermaßen der 
Wunſch ausgeſprochen, das Haus wolle keine ſyſtematiſche Aufſtellung des 
Etats und wolle in der Form nach Willkür verfahren. Iſt das nicht Ihre 
Abſicht, ſo bitte ich, den Antrag abzulehnen. 

Abg. Hagen: Er bitte, den Antrag pure anzunehmen. Die Prämiſſen 
des Reg. Commiſſ. träfen nicht zu. Die Regierung ſei nicht ſo weit in der 
Spezialiſirung gegangen, als man gewünſcht. Auf allgemeine Schönheits⸗ 
rückſichten, auf dann Kongruenz müſſe man nicht zu viel bei der ja 
ſtellung geben. Wenn wir eine wirkliche Oberrechnungskammer hätten, fo 
ließe ſich dem Commiſſar allenfalls beipflichten, heut aber könne ſie noch 
beliebig mit ihren Bemerkungen zurückhalten oder ſagen, ſie wiſſe nicht, ob ſie 
überhaupt Bemerkungen zu machen habe. Auf die Bemerkungen der Ober⸗ 
rechnungskammer dürfe man alſo jetzt nicht zu viel Gewicht legen. So lange 
das Kontrolrecht nicht geſichert ſei, müſſe man es ſich auf indirektem Wege 
ſichern und müſſe es auf ſolche Separat⸗Etats ausdehnen. Dieſe Speziali⸗ 
ſirung ſei ſehr wichtig; man ſehe das bei dem vorher berathenen Fond des 
literariſchen Bureaus, der übrigens nicht, wie der Abg. für Königsberg in 
der Neumark Ein glauben ſcheine, ein geheimer Fonds ſei. Dabei hätte 
ee angegeben ſein müſſen, wie viel z. B. die Skernzeitung erhalte. Dann 

ätte man dieſen Poſten ſtreichen können, während man vorher gar 
nicht gewußt habe, wie viel man in einem ſolchen Falle abzuſetzen habe. — 
Miniſter v. d. Heydt: Die Spezialiſirung jet ſo genau als moglich ausge⸗ 
führt; das habe man auch überall anerkannt; der Abg. Hagen habe nicht f gen er * 1 
angeführt, wie viel fie noch weiter gehen folle; er habe nicht einmal verſucht, litärbevollmächtigten in Petersburg hebt der Miniſter der auswärti⸗ 
den Commiſſar zu widerlegen. Die Regierung ſei nach beſtimmten Grund⸗[gen Angelegenheiten hervor, der Poſten fei alt und habe ſich bewährt; ' 
ſätzen mit der Spezialiſirung vorgegangen; dieſe Grundſätze habe die Com: der Widerſpruch hat keinen Erfolg. — Die von der Commiſſion beantragte 
miſſion auch im Allgemeinen anerkannt. Wolle man jetzt von dieſen Prin⸗[Streichung der Ausgaben für den darmſtädter Poſten und das londoner 
e ee für 1863 wird nicht genehmigt; damit iſt der Bericht er⸗ 

edigt. . 

Präſ. Grabow: Er habe nun noch den Antrag des Finanzminiſters 
wegen des Ortnungsrufes gegen den Abg. v. Hennig zu erledigen; er habe 
ſich die ſtenograpaiſchen Berichte vorlegen laſſen; die betreffende Stelle laute 
folgendermaßen: „Der Herr Fele gien hat uns die außergewöhnliche 
Erklärung hier abgegeben, daß die Regierung, wenn wir die Poſition nicht 
bewilligen, trotzdem die Ausgabe machen und ſich dann rechtſertigen werde, 
wenn die Summe bei der allgemeinen Rechnung unter den gewöhnlichen 
Staatsüberſchreitungen aufgeführt würde. Meines Wiſſens iſt einer parla⸗ 
mentariſchen Verſammlung eine ſolche Erklärung von Seiten eines Miniſters 
noch niemals abgegeben worden, und ſie kann auch nicht ergehen von einem 
Miniſter, der die Abſicht hat, die Verfaſſun, En halten. Ich bin der Mei⸗ 
nung, daß, wenn der Finanzminister eine ſolche Erklärung abgegeben hat, 
wie dieſe eben gebörte, dies dann eigentlich vorausſetzt, das Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht der Landesvertretung exiſtire nur ſo Bl für die Staatsregie⸗ 
rung, als es ihr paßt.“ Dieſe Rede (fährt der Präſ. fort) ſei nicht fo, wie 
fie gehalten werden ſollte; er ſehe aber in der Aeußerung die direkte Erklä⸗ 
rung nicht, daß der A eg d. Abſicht habe, die Verfaſſung zu ver⸗ 
letzen. Wenn er auch die Auffaſſung des Abgeordneten nicht billigen könne, 
ſo glaube er mit Rückſicht auf den Inhalt, der eine beſtimmte Vorausſetzung 
mache, einen Ordnungsruf nicht erlaſſen zu können. (Bravo.) 
Abg. v. Hennig: Ee werde ſtets den Anordnungen des Präfidenten 
ſich zu fügen geneigt fein; der Präſident ſcheine nun angenommen zu haben, 
daß eine Beleidigung des Finanzminiſters in ſeinen Worten Degen lönne; 
das habe er nicht beabſichtigt, und wenn der Präſident doch die Abſicht darin 
zu Pak geglaubt, jo erkläre er, daß er den Miniſter nicht habe beleidi⸗ 
gen wollen. . . 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nachſte Sitzung morgen 10 Uhr. Tages: 
Ordnung: Bericht der Butget⸗Commiſſion über den Etat der Eiſenbahnver⸗ 
waltung, die Berichte der vereinigten Commiſſionen über die Eiſenbahnvorla⸗ 
gen der Regierung, Petitionsberichte. 


zipien willkürlich abweichen? Es ſei weder zweckmäßig, noch nothwendig, noch 
weiter mit der Spezialiſirung vorzugehen; Niemand gabe das bewieſen. Das 
angeführte Beiſpiel des Abg. Hagen paſſe nicht. Es würde paſſen, wenn die 
Regierung der Kontrole ausweichen wollte. Die Regierung würde ſtets dem 
Haufe jagen, was nothwendig geweſen ſei, auszugeben, und damit würden 
doch alle Abſichten erfüllt ſein, da das Haus dann wiſſe, ob der Etat inne 
ehalten ſei oder nicht. Er bitte, es bei den bisherigen Grundſätzen zu be⸗ 
aſſen. — Ref. Abg. v. Hoverbeck: Zuweilen ſei es doch wichtig, von 
Schönheits⸗ und Kongruenzrückſichten abzuweichen. Das Haus müſſe an 
einzelnen Stellen das ganze Gewicht ſeiner Entſcheidung geltend machen; es 
een zuweilen ſeine Riegel vorſchieben, damit nicht gegen ſeinen Willen 
verfahren werden könne. — b 

Der Kommiſſions⸗ Antrag (Spezialiſirung dieſes Hauptetats) wird mit 
ſchwacher Majorität angenommen. — f 

Die Komm hat bei Titel 7 (Konſularbeamte) die Erwartung ausgeſprochen, 
„daß das General⸗Konſulat in London in ein Konſulat umgewandelt werde 
und deshalb den Antrag geſtellt: den hier pro 1862 ausgeſetzten Betrag von 
1800 Thlr., als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen. — 

Abg. Behrend (Danzig): Es komme ihm gar nicht darauf an, ob die 
Reg. einen Beamten anſtelle, oder einen Kaufmann, dieſe Abſicht der Reg. 
werde durch die Streichung der 1800 Thlr. gar nicht alterirt; allein dem 
Konſul aus dem Kaufmannsſtande, neben der hohen Gebühren, noch Bureau⸗ 
koſten von 1800 Thlrn. zu bewilligen, ſei zu viel. Der verſtorbene General⸗ 
Konſul in London hätte aus dieſen Gebühren ein Einkommen von 3000 Pfund 

ezogen. Eine Ermäßigung der Gebühren der Konſuln liege im Intereſſe des 
ublitums; das General⸗Konſulat in London ſei aufzuheben und nur ein 
Konſul aus dem Handelsſtande zu beſtellen. Man werde dann die Vice⸗ 
Konſulate in den engliſchen Provinzſtädten in Konſulate verwandeln können 
und dieſe ausreichend beſolden, wenn man ſie auf die Gebühren verwieſe, 
von denen fie bisher die Hälfte an den General ⸗Konſul hätten abliefern 
müſſen. Auch würde es ſehr gut ſein, wenn deren Berichte dann direkt an 
das Miniſterium gelangten, ſtatt, wie b paß an den General⸗Konſul, der 
davon nur das ihm Gutſcheinende benutzt habe. — Reg.⸗Kommiſſarius Geh. 
Leg.⸗Rath Philippsborn: Vom Standpunkte der Reg. nach ſorgſamer Er⸗ 
wägung der Verhältniſſe, und vom Standpunkte der Erſahrung müſſe er ſich 
gegen den Komm.⸗Antrag erklären. Das General⸗Konſulat in London ſei 
der Mittelpunkt eines abgeſchloſſenen Organismus von Konſulaten. Es 
Fele in England 60 Vice⸗Konſuln und in den überſeeiſchen engliſchen 
eſitzungen noch 25 Konſuln. 7 x 
Gegen den directen Verkehr der Vice⸗Conſuln mit dem Minifterium 
müſſe er ſich erklären; die Erfahrung habe die bisherige Einrichtung als ſehr 


ut herausgeſtellt. Der Verkehr des n belebteſen: iniſteriums mit dem 
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Wenn der Abg. Virchow mit Erwähnung der identiſchen Noten gemeint 
habe, die Regierung habe von denſelben vor ihrem Erlaß keine Kenntniß 
ber ſo ae er ſich im Irrthum; die Regierung habe von denſelben 
orher gewußt. . 

Der Schluß der Debatte wird ansgeſprochen. 

Abg. Behrend (perſönlich!: Er habe dem Biſchof von Mainz weder 
Mangel an Pflichttreue noch Nachläſſigkeit in Vertretung der tatboliichen 
Intereſſen vorgeworfen; er meine aber, daß ein katholſſcher Biſchof an 
einem proteſtantiſchen Hofe wohl noch andern Einfluß zu üben ſuchen 
werde als die Vertretung katholiſcher Intereſſen. 

Abg. Rohden: Der von dem Abg. Behrend mit Bezug auf den Viſchof 
von Mainz gebrauchten Ausdruck der Preußenfeindlichkeit werde der fteno: 
graphiſche Bericht nachweiſen. f 

Referent Abg. v. Hoverbed: Die Debatte habe ſich etwas verſchoben. 
Es handle ſich nicht um Streichung, ſondern um den künftigen Wegfall der 
Poſition. Die Commiſſion jet der Meinung geweſen, daß, da eben erſt 


Looſe 91, 80. i N 
Frankfurt a. M., 30. Juli, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
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